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■ NIRGENDWO
steht das Prinzip
der breiten partei-
politischen Zusam-
mensetzung des
Bundesrates festge-
schrieben. Die
Schweizer Regie-

rungskonkordanz beruht daher bes-
tenfalls auf Parteienabsprachen oder
auf zufälligen Mehrheitskonstellatio-
nen im Parlament. Mangels anderer
Argumente suchen die Parteien jetzt
in mathematischen Formeln Legitimi-
tät für ihre Ansprüche. Solche Kalku-
lationen beruhen jedoch höchstens
auf Gewohnheit; umso wichtiger ist
also der Blick zurück. Entwickelt hat
sich die Konkordanz aus zwei Kompo-
nenten, einer arithmetischen und
einer politischen.

SEIT DEM AUSBAU der direktdemo-
kratischen Rechte, 1874 und 1891,
sind in der Schweiz Regierungen ohne
breite Abstützung zum Scheitern ver-
urteilt. Dank Referenden und Initiati-
ven hat die Opposition in der Schweiz
ein einmaliges Mittel in der Hand, um
die Regierungsarbeit zu blockieren

und so die eigene Einbindung zu er-
zwingen. Die Regierungsbeteiligung
haben sich die Minderheitsparteien je-
weils mit Oppositionsdruck erkämp-
fen, aber auch mit programmatischen
Konzessionen erkaufen müssen. Insbe-
sondere dem Eintritt der SP in den
Bundesrat (1943) ging ein Stück An-
passung voraus. Sie schraubte ihr klas-
senkämpferisches
Vokabular etwas zu-
rück und bekannte
sich zur Landesver-
teidigung, und oft-
mals wurden (ver-
meintlich) gemässig-
te Kandidaten in
den Bundesrat ge-
wählt.

FÜR DIE ZUSAMMENSETZUNG der
Regierung bietet aber die Arithmetik
Hand. Parteistärken lassen sich mit
mathematischer Präzision in Sitzan-
sprüche umrechnen. Aufgrund der
Stimmenanteile der Parteien lautet
die proportionale Formel: 2 SVP, 2 SP
und je 1 FDP, CVP und Grüne. Diese
Formel kommt jedoch keiner der Par-
teien entgegen, und daher bleibt die
Algebra in der Schublade und wird
durch Pseudo-Arithmetik ersetzt, et-

wa durch die aus der Luft gegriffene
2-2-2-1-Formel der FDP, mit Verweis
auf die Wähleranteile. Pikanterweise
verteidigte die FDP ihre Doppelvertre-
tung noch vor kurzem mit Blick auf
die Sitzzahl in der Vereinigten Bun-
desversammlung. Weil diese aber
heute den 2. Sitz nicht mehr legiti-
mieren würde, ist die Partei klamm-

heimlich auf den
Wähleranteil umge-
schwenkt. Interpre-
tationsspielraum er-
gibt sich auch im
rechnerischen Um-
gang mit ausgetre-
tenen oder ausge-
schlossenen Regie-
rungsmitgliedern.

SP-Dissidenten wurden in den Kanto-
nen in der Regel auf Kosten des SP-
Sitzanspruches wiedergewählt, bis zu
ihrem Rücktritt, etwa der Aargauer
Kurt Wernli. Das Gleiche könnte ana-
log für Widmer-Schlumpf gelten. Al-
les in allem entpuppen sich vermeint-
lich mathematische Kalkulation also
eher als pragmatisches – sprich will-
kürliches – politisches Kalkül.

DER POLITISCHE ASPEKT der Kon-
kordanz lässt sich hingegen nicht prä-

zis in Formeln giessen, sondern ist
politische Verhandlungs- (und Mani-
pulations)masse. Zurzeit wird an der
Berner Börse als Preis für die Einbin-
dung der SVP immer wieder das Be-
kenntnis zum bilateralen Weg sowie
die Absage an Volksbegehren, die ihn
gefährden würden, genannt. Interes-
santerweise sollen den Preis aber nur
die Kandidaten, nicht aber die Partei
selbst zahlen. Legitimiert wird diese
Forderung mit dem nicht näher defi-
nierten Landesinteresse oder mit Inte-
ressen der Wirtschaft, gelegentlich
auch durch Volksabstimmungen.
Doch wer die politische Konkordanz
auf Abstimmungsresultaten basieren
möchte, begibt sich auf Glatteis. Set-
zen wir diese Idee konsequent um,
dann müsste nach jeder Abstim-
mungsniederlage der Bundesrat in
corpore ausgewechselt werden.

DABEI WIRD VERGESSEN, dass das
Volk selber den politischen Kompro-
miss weit über arithmetische For-
meln stellt: In den Kantonen und Ge-
meinden, wo das Volk die Regierun-
gen bestellt, hat die SVP seit ihrer
programmatischen Neuausrichtung
an Einfluss verloren und umgerech-
net nur noch 13 Prozent der kantona-

len Regierungssitze inne. Wie beim
Sturm aufs Stöckli verwandelt sich
bei Regierungswahlen der Blocher-
Kurs zum Bumerang-Effekt. Und nach
dem Ausschluss der BDP fehlen in der
SVP prominente Köpfe links von Blo-
cher. Diese SVP hat bei den Wählen-
den keine Chance auf (volle) Regie-
rungsbeteiligung.

DIE REGIERUNGSFORMELN der
Schweizer Kantone und Gemeinden,
aber auch des Bundesrats, haben viel
mit Übereinstimmung in politischen
Kernfragen zu tun, was auch das Volk
verlangt. Legitimation für die Regie-
rungsformel könnten demnach direk-
te Verhandlungen und für die Wähle-
rinnen und Wähler einsehbares Koali-
tionsabkommen verschaffen. Dies
könnte auch legitimieren, dass nicht
immer alle Kräfte mit rechnerischem
Regierungsanspruch eingebunden
werden. Ein Weg, der viel transparen-
ter und legitimer wäre als meist fal-
sche Pseudo-Kalkulationen.
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Vermeintlich mathema-
tische Kalkulationen
entpuppen sich als
willkürliches
politisches Kalkül.

Die gestrige Wahl des Solothurner
CVP-Nationalrats Pirmin Bischof in
den Ständerat ist ein doppelter Schlag
für die FDP. Einerseits stellt sie – erst-
mals seit der Gründung des Bundes-
staats 1848 – im Kanton Solothurn kei-
nen Ständerat mehr. Weit mehr Kopf-
zerbrechen bereiten dürfte dem Frei-
sinn aber, dass die Christdemokraten
im Parlament nun mit 41 Sitzen exakt
gleich viele Mandate halten wie die
FDP. Bei den Fraktionsstärken sieht es
noch besser aus für die CVP, denn sie
kann auch auf die Stimmen der beiden
EVP-Vertreter zählen. Damit dürften
sich die FDP-Vertreter nun davor hü-
ten, darauf hinzuweisen, bei Bundes-
ratswahlen sei auch die Stärke einer
Fraktion wichtig – wie in der Vergan-
genheit oft geschehen.

Keine Freude dürften die Freisinni-
gen am Wochenende aber auch an der
SP gehabt haben. In einem Interview
mit der «Südostschweiz am Sonntag»
kündigte SP-Präsident Christian Levrat
nämlich an, die Parteispitze werde der
Fraktion morgen beantragen, BDP-
Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf wiederzuwählen. Es sieht al-
so ganz danach aus, dass die entschei-
dende Frage am 14. Dezember nicht
lauten wird, ob Widmer-Schlumpf wie-
dergewählt wird, sondern vielmehr, ob
die FDP den Sitz von Johann Schnei-
der-Ammann an die SVP wird abgeben
müssen. SP-Chef Levrat forderte von

der SVP denn auch ein klares Signal,
ob diese bereit sei, Schneider-Ammann
anzugreifen, um den zweiten Sitz zu-
rückzuerobern. «Ich erwarte, dass die
SVP ihre Position endlich klärt», sagte
Levrat und warf der SVP vor, einen
Zickzackkurs zu fahren und auf Zeit zu
spielen.

SVP-Präsident Toni Brunner hinge-
gen geht nach wie vor davon aus, dass
seine Partei beim Kampf gegen
Widmer-Schlumpf nicht scheitern
wird, wie er gegenüber der Zeitung
«Der Sonntag» erklärte. «Falls doch,
hätte das Parlament die Konkordanz
willentlich gebrochen», sagte Brunner.

Sollte dieser Fall eintreten, sei dies ein
bewusster Entscheid gegen die SVP,
weshalb die Partei im Parlament einen
Unterbruch der Wahlen beantragen
werde. Eine solche Unterbrechung
würde wohl dazu dienen, zu entschei-
den, ob die SVP ohne zweiten Sitz den
Gang in die Opposition wagen und da-
mit auch Verteidigungsminister Ueli
Maurer aus der Landesregierung zu-
rückziehen soll. Immerhin dachte
SVP-Chefstratege Christoph Blocher
vor einigen Tagen bereits laut über die-
ses Szenario nach.

Allerdings ist es höchst fraglich, ob
die Mehrheit der Parlamentarier ei-
nem solchen Unterbruch der Wahl zu-
stimmen würde. Denn SVP und FDP
haben keine Mehrheit im Parlament –
was nicht zuletzt auch zur Argumenta-
tion seitens der Mitte- und Linkskräfte
führt, man dürfe den beiden Parteien
damit auch nicht zu einer Mehrheit im
Bundesrat verhelfen. Heute werden
die CVP und die BDP ausserdem dar-

über informieren, in welcher Form sie
künftig enger zusammenarbeiten wol-
len. Ein weiterer Grund, der für
Widmer-Schlumpf spricht – und gegen
Schneider-Ammann.

Obschon mittlerweile alles für die
BDP und gegen die FDP spricht, zeigt
man sich beim Freisinn noch einiger-
massen gelassen. Parteipräsident Ful-
vio Pelli zeigte sich gestern auf Anfrage
davon überzeugt, dass sich der grosse
Kampf am 14. Dezember um Widmer-
Schlumpf drehen werde, nicht um
Schneider-Ammann. «Wenn die SVP
im zweiten Wahlgang den Sitz nicht
bekommt, wird es schwierig für sie»,
meinte er. Trotzdem sei es nicht kon-
struktiv von der SP, jetzt Forderungen
an die Adresse der SVP zu stellen.
«Denn die SVP hat nie gesagt, sie wer-
de uns angreifen», so Pelli. SP-Chef Le-
vrat suche jetzt nur eine Ausrede, um
den Bruch mit der Konkordanz zu
rechtfertigen und eine Mitte-Links-Re-
gierung zu installieren. «Es ist nicht
verboten, die Konkordanz zu bre-
chen», sagte Pelli. Aber dann solle man
zumindest den Mut haben, klar zu sa-
gen, dass dies die Absicht sei.

Zitterpartie für Schneider-Ammann
Bundesratswahlen Die SP-Spitze wird Eveline Widmer-Schlumpf zur Wiederwahl empfehlen
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FDP-Präsident Fulvio
Pelli glaubt nicht an
einen Sitzverlust.
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Toni Brunner geht davon
aus, dass seine Partei
nicht scheitern wird.

Ethik Churer Bischof
kritisiert Homo-Adoption
Der Churer Bischof Vitus Huon-
der kritisiert die Haltung der Poli-
tik, wonach auch homosexuelle
Paare künftig Kinder adoptieren
können. Zudem spricht sich Hu-
onder dafür aus, dass Eltern ihre
Kinder vom Sexualunterricht an
der Schule dispensieren können.
Es sei höchst problematisch,
wenn Kindern die Verwendung
von Kondomen empfohlen wer-
de, sagte Huonder gegenüber
der Zeitung «Der Sonntag». Dies
sei Ideologie – und damit ein
Eingriff des Staates in die religi-
öse Hoheit und die Erziehungs-
hoheit der Eltern. (SDA)

Managed Care SP
unterstützt Referendum
Obwohl die Meinungen inner-
halb der Partei geteilt sind, ha-
ben die SP-Delegierten am
Samstag in Luzern die Unterstüt-
zung des Referendums gegen
die Managed-Care-Vorlage ent-
schieden. Es sei illusorisch zu
glauben, dass diese Revision die
Gesundheitskosten bei gleich-
bleibender Qualität senken wer-
de, wurde argumentiert. Die Be-
fürworter des Referendums wa-
ren unter anderem der Ansicht,
dass diese Vorlage, wie sie ver-
abschiedet wurde, die Sparpoli-
tik im Gesundheitsbereich ver-
stärke. Mit 124 zu 54 Stimmen
und 5 Enthaltungen entschieden
sich die Delegierten, das Refe-
rendum zu unterstützen. (SDA)

Bausparinitiative EVP
fasst Nein-Parole
Die Delegierten der Evangeli-
schen Volkspartei der Schweiz
(EVP) haben am Samstag in Lan-
genthal BE die Parolen für drei
Vorlagen gefasst, die am 11.
März 2012 zur Abstimmung ge-
langen. Sie verwarfen die Bau-
sparinitiative und den Gegenent-
wurf zur Initiative «Für Geldspie-
le im Dienste des Gemein-
wohls». Die Ja-Parole fassten die
rund 100 Delegierten zur Volks-
initiative «Schluss mit dem ufer-
losen Bau von Zweitwohnun-
gen!». Die Parolen zur Volksiniti-
ative «6 Wochen Ferien für alle»
und zum Bundesgesetz über die
Buchpreisbindung will die EVP
am 21. Januar 2012 fassen. (SDA)
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